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für die Menschen
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Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke ist seit dem 1. Septem-
ber 2020 Chief Information Officer (CIO), der Beauftrag-
te des Landes Nordrhein-Westfalen für Informations-
technik. Roland Staude (Vorsitzender des DBB NRW) 
und Joachim Klein, Chefredakteur des DBB NRW Maga-
zins, haben mit ihm ein virtuelles Interview geführt.

DBB NRW Magazin: Am  
1. September 2020 haben Sie 
die Aufgabe als Landes-CIO im 
Wirtschafts- und Digitalminis-
terium übernommen. Ist Ihnen 
die Umstellung von der Kom-
munalverwaltung, der Stadt 
Düsseldorf, wo Sie für die Be-
reiche Personal, Organisation, 
IT, Gesundheit und Bürger
service zuständig waren, in  
die Landesverwaltung schwer
gefallen?

Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke: 
Nein, überhaupt nicht. Mein 
Vorgänger Hartmut Beuß hat 
mich hervorragend eingearbei-
tet und ich habe hier ein fan-
tastisches Team angetroffen, 
mit dem ich ausgezeichnet 
zusammenarbeite.

Außerdem: Ich bin kein ur-
sprüngliches Gewächs der 
kommunalen Familie. Ich war 
vorher bereits 25 Jahre beim 
Land NRW beschäftigt und 
dort in verschiedenen Ministe-
rien tätig. So gesehen bin ich 
zurück zum Land gekommen.

DBB NRW Magazin: Wie wirkt 
sich die Corona-Pandemie auf 
Ihre Arbeit und Ihr Team im 
Ministerium aus?

Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke: 
Mein Team befindet sich über-
wiegend im Homeoffice. Unser 
Haus, das Ministerium für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisie-
rung und Energie des Landes 
Nordrhein-Westfalen (MWIDE), 
hat den großen Vorteil, digita-
les Modellministerium des Lan-
des zu sein. Das Ministerium 
war somit auch während der 
Corona-Pandemie durchgängig 
und zu 100 Prozent mobil leis-
tungsfähig. 

Aber nicht nur die Ressorts des 
Landes haben schnell und un-
kompliziert auf die Herausfor-
derungen der Corona-Pandemie 
reagiert. Bei der Landeshaupt-
stadt Düsseldorf arbeiteten in-
nerhalb von wenigen Tagen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter ganzer Bereiche der Stadt-
verwaltung komplett im Home
office.

Schwierigkeiten ergeben sich 
natürlich dort, wo die Beschäf-
tigten im Homeoffice arbeiten 
und gleichzeitig die Kinder im 
Homeschooling betreut wer-
den oder Angehörige gepflegt 
werden müssen. Das funktio-
niert auf Dauer nicht.

Im Übrigen sind wir auch in-
haltlich betroffen. Augenblick-
lich führen wir die Software 
SORMAS für das Kontaktperso-
nenmanagement im Rahmen 
der Corona-Pandemie mithilfe 
von Minister Pinkwart und 
Minister Laumann in den 
Gesundheitsämtern ein.

DBB NRW Magazin: Stehen Ih-
nen die notwendigen personel-
len und finanziellen Vorausset-
zungen zur Umsetzung der von 
der Landesregierung gesteck-
ten Ziele der Digitalisierung 

der Landesverwaltung bis 2025 
zur Verfügung?

Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke: 
Ja, das ist in der Tat so. Nicht 
zuletzt deshalb, weil der Bund 
uns Ländern zusätzlich zu den 
Mitteln, die wir in der Vergan-
genheit als Landesregierungen 
schon zur Verfügung hatten, im 
Rahmen des Konjunkturpakets 
drei Milliarden Euro bereitstellt. 

Die Mittel werden für die 
Digitalisierung im Rahmen  
des Onlinezugangsgesetzes  
zur Verfügung gestellt. Damit 
ist nicht nur die Entwicklung 
einer Software verbunden, 
sondern auch deren Ausrollen 
sowie die Schaffung der Rah-
menbedingungen etc. 

Und wenn Sie sich das Pro-
gramm „Digitale Verwaltung 

Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke
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Nordrhein-Westfalen“ anschau-
en, so werden in einem Zeit-
raum von zehn Jahren mehr als 
eine  Milliarde Euro investiert. 

Zur personellen Situation 
möchte ich bemerken, dass ich 
den Blick nicht nur auf meinen 
CIO-Bereich habe, sondern auf 
die gesamte Landesverwal-
tung, mit allen Ressorts. Dort 
gibt es E-Government-Beauf-
tragte, OZG-Umsetzungsbe-
auftragte, Veränderungs- und 
Projektmanager usw., die von 
uns zum Teil mitfinanziert und 
qualifiziert werden. Hinzu 
kommen die 2 500 Beschäftig-
ten in unserem Landesbetrieb 
IT.NRW. Sie alle beschäftigen 
sich hauptberuflich mit der Di-
gitalisierung der Verwaltung.  
Und ich habe die kommunalen 
Dienstleister dabei noch gar 
nicht erwähnt.

DBB NRW Magazin: Viele Kol-
leginnen und Kollegen schal-
ten bei der Vielzahl der (techni-
schen) Fachbegriffe im Rahmen 
der Einführung der Digitalisie-
rung bereits ab. Wie stellen Sie 
bei dem ehrgeizigen Zeitplan 
sicher, dass nicht manche Mit-
arbeiter in der Landesverwal-
tung „auf der Strecke“ bleiben? 

Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke: 
Ja, das kann ich sehr gut ver-
stehen. Deshalb sage ich mei-
nem Team auch oft: „Versetzen 
Sie sich bitte in die Kunden-
sicht, also auch in die Sicht der 
Beschäftigten.“ Wenn ich ein 
Problem mit meinem Tablet 
habe, möchte ich ja auch, dass 
der Techniker mir die Lösung in 
für mich verständlicher Spra-
che erläutert.

Wir machen nicht IT für die IT, 
sondern wir machen die IT für 
die Menschen. Und zwar für die 
Beschäftigten der Landesver-
waltung und natürlich auch für 
die Bürgerinnen und Bürger.

Deshalb stellen wir den Res-
sorts Spezialisten im Bereich 
Veränderungsmanagement zur 
Verfügung, die den Wandel, 
der mit der Digitalisierung ein-
hergeht, in den betroffenen 

Bereichen unterstützen. Außer-
dem sind wir im engen Kontakt 
mit der Arbeitsgemeinschaft 
der Hauptpersonalräte. Dane-
ben sollen kleine Videofilme, 
Tutorials, Schulungsunterlagen 
etc. die Anwendungen den Be-
schäftigten näherbringen. 

DBB NRW Magazin: Das Pro-
jekt my.NRW (E-Personalver-
waltungsvorhaben) wurde mit 
einem Budget von 200 Millio-
nen Euro dem SAP-Competence-
Center (SAP CC) bei IT.NRW an-
vertraut. Wie müssen wir uns 
das Projekt vorstellen?

Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke: 
my.NRW ist das größte Binnen-
modernisierungsvorhaben, das 
wir momentan durchführen. 
Betroffen hiervon sind um die 
450 000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in 550 Behörden 
sowie alle Versorgungsemp-
fängerinnen und -empfänger. 

Die Aufgabe für den Landesbe-
trieb Information und Technik 
besteht nun darin, bis zum Jahr 
2025 die technischen Voraus-
setzungen zu schaffen, damit 
sämtliche Personalprozesse im 
Land künftig effizienter gestal-
tet werden, um spürbare Ver-
besserungen für alle Landesbe-
schäftigten herbeizuführen.

Bei dieser Anwendung gehen 
wir agil vor, d. h. jedes Mal, 
wenn ein Programmmodul 
fertig ist, wird es unter Betei
ligung der entsprechenden 

Interessenvertretungen in der 
Praxis getestet. So sind die Be-
schäftigten in den laufenden 
Entwicklungsprozess einge-
bunden. Wir sind gerade dabei, 
die Anwendung im Ministeri-
um für Kinder, Familie, Flücht-
linge und Integration und in 
der Staatskanzlei auszurollen. 

DBB NRW Magazin: Sie planen 
ein zentrales Beschäftigtenpor-
tal. Welche Vorteile hat das für 
die Kolleginnen und Kollegen?

Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke: 
Wer kennt das nicht aus eige-

ner Anschauung? Ob Dienst
reiseantrag oder Reisekosten-
abrechnung. Jedes Mal muss 
ich meine persönlichen Daten 
in die entsprechenden Formu-
lare eingeben. Das wird dann 
beispielsweise nicht mehr er-
forderlich sein. Also auch ein 
großer Mehrwert für uns Be-
schäftigten.

In diesem Beschäftigungs
portal stehen alle Daten der 
Beschäftigten zur Verfügung 
und können sowohl von ihnen 
selbst als auch von den Behör-
den entsprechend genutzt 
werden. Zum Beispiel zur 
Zeiterfassung, zur eigenen 
Stammdatenverwaltung.  
Ich warte nicht mehr auf 
meine Besoldungsmitteilung 
oder meinen Beihilfebescheid. 
Ich kann diese unmittelbar 
beim Beschäftigtenportal 
abrufen. 

DBB NRW Magazin: Viele Stel-
len – nicht zuletzt bei IT.NRW 
– sind gerade im Bereich Infor-
mationstechnik nicht besetzt. 
Muss nicht über neue Wege 
der Rekrutierung geeigneter 
IT-Fachkräfte für die Landesver-
waltung nachgedacht werden?

Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke: 
Natürlich müssen wir auch das 
geeignete Personal für die vie-
len Stellen finden. Deshalb er-
arbeiten wir gerade eine Emp-
loyer-Branding-Kampagne 
(dt. Arbeitgebermarkenbil-
dung). Die jungen Leute müs-

sen wahrnehmen, dass es auch 
bei uns spannende Aufgaben-
gebiete gibt. 

Es gibt zudem die Möglichkeit, 
Zulagen zu zahlen. Aber gerade 
in dem Bereich der Informati-
onstechnik zahlen diese natür-
lich auch alle anderen Anbieter 
auf dem Markt.

Wenn wir uns arbeitsteilig im 
Bereich Digitalisierung organi-
sieren, dann muss nicht mehr 
jeder alles machen. Deshalb 
haben wir beispielsweise nur 
ein SAP-Competence-Center 
bei IT.NRW.

Nordrhein-Westfalen ist mit 
seiner IT-Landschaft, mit den 
vielen kommunalen Rechen-
zentren gut gesegnet. Ich bin 
davon überzeugt, dass wir per-
sonelle Ressourcen besser ein-
setzen können, wenn wir An-

Bei dem virtuellen Interview in der DBB NRW Landesgeschäftsstelle: Joachim Klein und Roland Staude (von links)
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Erfolg für den DBB NRW – Forderung umgesetzt
Mehr Sonderurlaub für die pandemiebedingte 
Betreuung von Kindern für Beamtinnen und 
Beamte in Nordrhein-Westfalen 

Bereits am 26. Januar 2021 hat die Landesregierung be-
schlossen, dass der Sonderurlaub für das Jahr 2021 auf-
grund der immer noch währenden Corona-Pandemie 
zur Betreuung von Kindern ausgeweitet wird. Damit ist 
sie der Forderung des Deutschen Beamtenbundes Nord-
rhein-Westfalen nachgekommen, der bereits Anfang 
Januar dies gefordert und damit einen Gleichklang zur 
Bundesregelung eingefordert hatte.

Die Bundeskanzlerin und die 
Ministerpräsidentinnen und 
Ministerpräsidenten der Län-
der hatten bereits nach den 
Entscheidungen vom 5. Januar 
2021 angekündigt, das Kinder-
krankengeld für das Jahr 2021 
um zehn zusätzliche Tage pro 
Elternteil (20 zusätzliche Tage 
für Alleinerziehende) zu erhö-
hen. Seitens des Bundes wurde 
die Erweiterung der Kinderkran-
kentage bereits für gesetzlich 
Versicherte und die Beamtin-
nen und Beamten des Bundes 
durch die Neufassung des § 45 
Abs. 2 a SGB V umgesetzt. 

Der Anspruch gilt dabei insbe-
sondere für die Fälle, in denen 
eine Betreuung des Kindes zu 
Hause erforderlich wird, weil 
die Schule pandemiebedingt 
geschlossen ist. Unabhängig 
von einer möglichen Notbe-
treuung und Distanzunterricht 
stellen diese Einschränkungen 
Eltern erneut vor das Problem, 
wie die Kinderbetreuung in 
Kombination mit Homeschoo-

ling und Arbeit zu bewerkstel
ligen ist.

DBB NRW forderte Gleich-
klang für Landesbeamtin-
nen und Landebeamte

Der DBB NRW hatte sich bereits 
Anfang Januar 2021 mit seiner 
Stellungnahme an das Ministe-
rium für Inneres gewandt und 
auf die Notwendigkeit, eine 
entsprechende Regelung für 
Beamtinnen und Beamte im 
Land Nordrhein-Westfalen zu 
treffen, hingewiesen und einen 
Gleichklang zur Bundesrege-
lung gefordert, um eine Verein-
barkeit von Beruf und Familie 
zu gewährleisten. Noch Mitte 
Januar wurden seitens des  
DBB NRW intensive Gespräche 
zur Ausgestaltung einer mög
lichen Übertragung der Rege-
lungen des Bundes für die 
Beamtenschaft in Nordrhein-
Westfalen geführt. 

In ihrer Kabinettssitzung am 
26. Januar 2021 hat die Lan-

desregierung beschlossen,  
dass der Sonderurlaub für das 
Jahr 2021 aufgrund der immer 
noch währenden Corona-Pan-
demie zur Betreuung von Kin-
dern ausgeweitet wird.

Deutliche Erhöhung der 
Sonderurlaubstage

Beamtinnen und Beamte in 
NRW können pro Kind bis zu 
20, insgesamt jedoch maximal 
45 Sonderurlaubstage pro Jahr 
geltend machen. Für Alleiner-
ziehende erhöht sich die Zahl 
auf bis zu 40 Sonderurlaubs
tage pro Kind und maximal 
90 Sonderurlaubstage im Jahr. 
Damit hat sich die Anzahl der 
zur Betreuung, Beaufsichti-
gung und Pflege verfügbaren 
Sonderurlaubstage erheblich 
erhöht.

Dabei können die Sonderur-
laubstage auch zur Betreuung 

kranker, behinderter oder auf 
Hilfe angewiesener Kinder 
gewährt werden. Ergänzend 
können die Tage nun auch be-
willigt werden, wenn Kinder-
betreuungseinrichtungen, 
Schulen oder Einrichtungen  
für Menschen mit Behinde
rungen coronabedingt vo
rübergehend geschlossen 
werden müssen oder ihr An-
gebot nur eingeschränkt zur 
Verfügung stellen können. 
Dies gilt auch losgelöst da- 
von, ob bereits die Möglich- 
keit des mobilen Arbeitens be-
steht. Damit die Regelungen 
umgesetzt werden können, 
bedarf es einer Änderung der 
Freistellungs- und Urlaubs
verordnung NRW.

Wichtiges Signal für den 
öffentlichen Dienst

„Nordrhein-Westfalen zeichnet 
sich insbesondere durch einen 
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wendungen an einem Standort 
zentral verarbeiten und anbie-
ten. Die Digitalisierung hilft bei 
diesem Vorgehen. Letztlich ist 
es dem Bürger egal, wo sein 
Antrag verarbeitet wird. Das 
Einer-für-alle-Prinzip, auf das 
sich Bund und Länder im Rah-
men des OZG geeinigt haben, 
ist ein Beispiel dafür. Es besagt, 
dass dabei Online-Dienste nur 

einmal entwickelt und idealer-
weise deutschlandweit ge-
nutzt werden.

DBB NRW Magazin: Ist der 
Zeitplan für die Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes 
(OZG) nicht viel zu eng bemes-
sen? 575 OZG-Leistungen, Ver-
waltungsleistungen sind bis 
zum 31. Dezember 2022 auch 

elektronisch über Verwaltungs-
portale anzubieten. Verheben 
wir uns da nicht? 

Prof. Dr. Andreas Meyer-Falcke: 
Nein, wir verheben uns nicht. 
Ja, ich weiß, dass Druck herrscht. 
Ja, ich sehe, dass die Menschen 
mit großer Energie arbeiten. 
Der Druck wäre aber genauso 
groß, wenn eine andere Zahl 

als 2022 dort stünde Und er 
hat einen positiven Effekt:  
Er zwingt alle, eng zusammen
zuarbeiten. So bekommen  
wir hoffentlich schon 2021 
eine Vielzahl an fertig entwi-
ckelten Leistungen bereit
gestellt. 

DBB NRW Magazin: Vielen 
Dank für das Gespräch.�

Sonderurlaub
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DBB NRW fordert baldiges Spitzengespräch  
zur Attraktivitätssteigerung
Ende der Gespräche der interministeriellen Arbeitsgruppen 

Nach dem Ende der Gespräche der interministeriellen 
Arbeitsgruppen zur Attraktivitätssteigerung sei jetzt 
Zeit zu handeln, so Roland Staude, Vorsitzender des 
Deutschen Beamtenbundes und Tarifunion Nordrhein-
Westfalen. Jetzt müssten die Ergebnisse zeitnah in 
einem Spitzengespräch ausgewertet werden. 

Der DBB NRW hat daher in 
einem gemeinsamen Schrei-
ben mit dem DGB NRW die 
Landesregierung aufgefor-
dert, die Gespräche mög-
lichst bald zu terminieren. 
Nur dann ist mit einer Um-
setzung noch in dieser Legis-
laturperiode zu rechnen.

Unruhe unter den Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst

Viel Aufregung und Unruhe 
herrscht momentan unter den 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst. Nach den Gesprächen 
der Arbeitsgruppen geistern 
viele Informationen über mög-

liche Modelle herum, welche 
vielfach nicht zum Vorteil der 
Beschäftigten sind. Naturge-
mäß trägt das nicht zur Moti-
vation der Beschäftigten bei.

Vereinbart war eigentlich, die 
Ergebnisse der Arbeitsgruppen 
abschließend in einem Spitzen-
gespräch zwischen den Ge-
werkschaften, Ministerprä
sident Armin Laschet, dem 
stellvertretenden Minister
präsidenten Dr. Joachim Stamp 
und Finanzminister Lutz Lienen-
kämper zu erörtern.

Ein entsprechender Termin 
war für das Frühjahr 2021 an-
gekündigt worden. Angesichts 
der Unruhe bei den Beschäf-
tigten und mit Blick auf eine 
Umsetzung noch in dieser Le-
gislaturperiode hat sich der 
DBB NRW Beamtenbund und 
Tarifunion Nordrhein-Westfa-
len entschlossen, gemeinsam 
mit dem DGB NRW die Lan-
desregierung anzuschreiben 
und eine möglichst zeitnahe 
Terminierung des Spitzen
gesprächs zu fordern. 
� JMJ

DBB NRW: Ganzheitliche Konzepte für die Arbeit  
von zu Hause
Gespräch mit den neuen Vorsitzenden der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Der Vorstand des Deutschen Beamtenbundes und Tarif-
union Nordrhein-Westfalen traf sich am 20. Januar 2021 
zu einem Antrittsbesuch mit den beiden neuen Vorsit-
zenden der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
Verena Schäffer (MdL) und Josefine Paul (MdL). 

Die beiden Landtagsabgeordne-
ten waren im Oktober vergan-
genen Jahres als Vorsitzende 
der grünen Landtagsfraktion 
gewählt worden. Aufgrund der 

aktuellen Corona-Pandemie 
fand das Gespräch digital statt.

Bei dem Gespräch ging es unter 
anderem um die beiden Urteile 

auch in Krisensituationen be-
ständigen und sehr gut funkti-
onierenden öffentlichen Dienst 
aus. Er ist der Garant, auch in 
Situationen wie der gegenwär-
tigen für einen reibungslosen 
Ablauf der ihm übertragenen 
Pflichten und Aufgabenberei-
che,“ so Roland Staude, 1. Vor-
sitzender des DBB NRW. Daher 
ist die Ausweitung des Sonder-
urlaubs zur pandemiebeding-
ten Betreuung von Kindern für 
die Landesbeamtinnen und 
Landesbeamten ein wichtiges 
Signal.

Übernahme der Bundes
regelung auch bei pflege
bedürftigen Angehörigen 

Dennoch, so der 1. Vorsitzende, 
bedarf es auch der Übernahme 
der Bundesregelung für die Be-
treuung und Pflege von Ange-
hörigen. Auch dies hatte der 
nordrhein-westfälische Beam-
tenbund bereits in seiner Stel-
lungnahme gefordert. 

Die Bundesregelung sieht vor, 
dass zur Sicherstellung der 
Pflege und Betreuung von 

pflegebedürftigen Angehöri-
gen in akut aufgetretenen Pfle-
gesituationen aufgrund der 
COVID-19-Pandemie ab dem 
1. November 2020 befristet bis 
zum (neu) 31. März 2021 Son-
derurlaub unter Fortzahlung 
der Besoldung in Höhe von bis 
zu 20 Arbeitstagen zu gewäh-
ren ist. 

Auch bei der Pflege und Be-
treuung von Angehörigen for-
dert der DBB NRW eine Über-
tragung der Regelung auf die 
Beamtinnen und Beamten im 

Land Nordrhein-Westfalen. 
Der in § 16 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 3 FrUrIV NRW normierte 
Anspruch für die Landesbeam-
tinnen und -beamten, eine 
bezahlte Freistellung von neun 
Tagen für einen pflegebedürf
tigen nahen Angehörigen in 
einer akut aufgetretenen Pfle-
gesituation eine bedarfsge-
rechte Pflege zu organisieren 
oder eine pflegerische Versor-
gung in dieser Zeit sicherzu-
stellen, ist aus Sicht des DBB 
NRW gerade nicht ausrei-
chend. � JDS
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des Bundesverfassungsgerichts 
aus dem vergangenen Sommer 
und ihre Auswirkungen auf die 
Beamtinnen und Beamten in 
Nordrhein-Westfalen. 

Daneben nahm das Thema 
Homeoffice ebenfalls viel Raum  

ein. Die Gesprächsteilnehmen-
den waren sich einige, dass 
Homeoffice in der aktuellen Si-
tuation einen wichtigen Beitrag 
zum Gesundheitsschutz der Be-
schäftigten leistet. Gleichzeitig 
müsse aber auch an die Zeit da-
nach gedacht werden. 

Arbeitsschutz, Datenschutz 
und technische Ausstattung 
in den Fokus stellen

„Es muss jedem klar sein, dass 
hybride Arbeitsformen auch 
nach der Pandemie gefragt 
sein werden“, erklärte Roland 
Staude, 1. Vorsitzender des 
DBB NRW Beamtenbund und 
Tarifunion Nordrhein-West
falen. Entsprechend müssen 
möglichst schnell ganzheitli-
che Konzepte für die Arbeit 
von zu Hause aufgestellt wer-
den. Insbesondere die Themen 
Arbeitsschutz, Datenschutz 
und technische Ausstattung 
sollten dabei in den Fokus 
gestellt werden.

Zuletzt sprach der DBB NRW 
noch über das Thema Gleich-
stellung mit den beiden 

Vorsitzenden. „Bei diesem 
Thema ist die Landesregie-
rung noch Ergebnisse schul-
dig“, so Roland Staude und 
spielte damit sowohl auf  
die Auswertung der Beurtei-
lungsergebnisse innerhalb  
der Ressorts als auch auf  
den Gleichstellungsatlas an.

Am Gespräch nahmen 
vonseiten der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  
teil: Verena Schäffer, Vorsit-
zende der Landtagsfraktion, 
Josefine Paul, Vorsitzende  
der Landtagsfraktion.

Am Gespräch nahmen von
seiten des DBB NRW teil: 
Roland Staude, 1. Vorsitzen-
der, Andreas Bartsch, stellv. 
Vorsitzender, Himmet Ertürk, 
stellv. Vorsitzender. � JMJ

DBB NRW: Fair ausgestaltete langfristige 
Arbeitszeitkonten 
Beamtenbund-Vorstand im Gespräch mit der 
SPD-Landtagsfraktion

Gute Bedingungen für das Homeoffice, fair ausgestalte-
te langfristige Arbeitszeitkonten und eine amtsange-
messene Alimentation für Beamtinnen und Beamte. 
Das waren die Hauptthemen des DBB NRW Vorstands 
mit dem finanzpolitischen Sprecher der SPD-Landtags-
fraktion, Stefan Zimkeit (MdL). 

Alle diese Faktoren tragen 
letztlich dazu bei, den öffentli-
chen Dienst zu einem attrakti-
ven Arbeitgeber zu machen.

Zur Frage, wie sich die Attrakti-
vität des öffentlichen Dienstes 
steigern lässt, ist der DBB NRW 
Beamtenbund und Tarifunion 
Nordrhein-Westfalen im regel-
mäßigen Austausch mit den 
im Landtag vertretenen Frak
tionen. 

Im Gespräch am 29. Januar 
2021 mit dem finanzpoliti-
schen Sprecher der SPD, Stefan 
Zimkeit (MdL), standen vor al-
lem die Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts zur 

amtsangemessenen Alimen
tation im Vordergrund. Die 
Entscheidungen beziehen sich 
in Nordrhein-Westfalen zwar 
im ersten Schritt nur auf die 
Besoldung von kinderreichen 
Beamtenfamilien, sie besitzen 
jedoch auch Strahlkraft über 
den eigentlichen Streitgegen-
stand hinaus.

Zeit nicht genutzt, um 
Arbeiten von zu Hause  
auf gute Beine zu stellen

Daneben ging es in dem Ge-
spräch mit der SPD-Fraktion 
auch um den Sachstand zum 
Thema Homeoffice bei den Be-
schäftigten im öffentlichen 

Dienst. Dazu führte der DBB 
NRW Vorsitzende Roland 
Staude aus, dass vielfach  
die Zeit vor der absehbaren 
zweiten Welle nicht genutzt 
wurde, um das Arbeiten von  
zu Hause auf gute Beine zu 
stellen.

Zuletzt tauschten sich die Teil-
nehmenden noch über das 
Thema Arbeitszeit von Beam-
tinnen und Beamten aus. Hier 
fordert der DBB NRW schon 
lange eine Rücknahme der ei-
gentlich befristeten Arbeits-
zeiterhöhung. Ein kurzfristiger 

Einstieg wäre zum Beispiel 
durch eine Kombination mit 
langfristigen Arbeitszeitkonten 
denkbar.

Am Gespräch nahmen teil: 
Stefan Zimkeit, Finanzpoliti-
scher Sprecher der SPD-Land-
tagsfraktion, Alexander Böhm, 
Referent Haushalt und Finan-
zen der SPD-Landtagsfraktion, 
Roland Staude, 1. Vorsitzender 
des DBB NRW, Jutta Endrusch, 
2. Vorsitzende des DBB NRW, 
und Andrea Sauer-Schnieber, 
stellv. Vorsitzende des DBB 
NRW.� JMJ

Johanna Muschalik-Jaskolka, André Zöhren (Bündnis 90/Die Grünen), 
Josefine Paul, Verena Schäffer, Himmet Ertürk, Roland Staude, Malte 
Poerschke, Andreas Bartsch, Julia Dalhoff-Schereik (von links)

©
 D

BB
 N

RW

Andrea Sauer-Schnieber, Johanna Muschalik-Jaskolka, 
Julia-Dalhoff-Schereik, Roland Staude, Stefan Zimkeit,  
Malte Poerschke, Alexander Böhm, Jutta Endrusch (von links)

©
 D

BB
 N

RW



6 März 2021

DBB NRW Magazin Berufspolitik

Verletzungsrisiko des polizeilichen Gegenübers  
wird minimiert
DPolG NRW geht von Einführung des Distanz-
elektroimpulsgerätes aus

Erich Rettinghaus, Vorsitzender der Deutschen Polizei-
gewerkschaft Nordrhein-Westfalen (DPolG NRW) im 
DBB, hat dem DBB NRW Magazin zum Pilotversuch zur 
Einführung des Distanzelektroimpulsgerätes Rede und 
Antwort gestanden.

DBB NRW Magazin: Wie ste-
hen Sie zu dem Pilotversuch 
zur Einführung des Distanz-
elektroimpulsgerätes (DEIG) 
bei der Polizei NRW?

Erich Rettinghaus: Wir fordern 
als DPolG NRW bereits seit 
2010 die flächendeckende 
Ausstattung aller operativen 
Einheiten mit dem DEIG. Dazu 
haben wir stets unsere Auffas-
sung der technischen Entwick-
lung der Geräte angepasst und 
so unsere Stellungnahmen 
stets aktuell gehalten. 

Pilotierung war entbehrlich –  
hinreichende Erfahrungen 
liegen vor

Nachdem nun immer mehr 
Bundesländer das DEIG einge-
führt haben, zuletzt Rheinland-
Pfalz, folgt endlich auch Nord-
rhein-Westfalen. Derzeit läuft 
ein einjähriger Pilotversuch in 

den Polizeibehörden Dort-
mund, Düsseldorf, Gelsenkir-
chen und dem Rhein-Erft-Kreis. 
Aus unserer Sicht war ein Pilot 
entbehrlich, da bereits aus an-
deren Bundesländern hinrei-
chende Erfahrungen vorlagen. 
Aber nun sind wir mit der Ein-
führung endlich ein gutes 
Stück weiter und warten die 
Erfahrungen und Ergebnisse 
des Piloten ab. 

DBB NRW Magazin: Warum 
halten Sie dieses Gerät denn 
für so dringend erforderlich?

Erich Rettinghaus: Die Gewalt 
gegen Polizei, Einsatzkräfte, 
Feuerwehr, Sanitäter etc.  
steigt seit Jahren drastisch  
an. Wir haben immer schon 
argumentiert und uns dabei 
auf die Erfahrungen anderer 
Länder weltweit gestützt, dass 
die Übergriffe gegen Polizeibe-
amte und Gewaltanwendun-

gen insgesamt stark zurückge-
hen, wo das DEIG mitgeführt 
und angedroht wird. In über 
80 Prozent der Situationen 
reicht die Androhung des DEIG 
und das polizeiliche Gegenüber 
leistet keinerlei Widerstand. 
Strom schreckt immens ab, 
niemand wird verletzt. 

Durch Einsatz des DEIG sind 
Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte in der Lage, in bestimm-
ten Einsatzsituationen das Ver-
letzungsrisiko des polizeilichen 
Gegenübers zu minimieren. 
Das DEIG kommt nach pflicht-
gemäßem Ermessen insbeson-
dere zur Anwendung, wenn 
das Reizstoffsprühgerät keine 
Wirkung entfaltet oder entfal-

ten kann. Die Anwendung des 
DEIG gegenüber dem EMS-A 
(Einsatzmehrzweckstock) bein-
haltet sicherlich ein geringeres 
Verletzungsrisiko. 

DBB NRW Magazin: Gibt es be-
reits Erfahrungen beim Einsatz 
des DEIG?

Erich Rettinghaus: Der Pilot 
läuft erst seit Anfang des Jah-
res in Nordrhein-Westfalen. 
Dennoch gab es schon einige 
Einsätze des DEIG. Dabei zeich-
net sich schon jetzt ab, dass die 
Androhung des DEIG bereits 
unmittelbar zur Unterlassung 
weiterer Widerstandshandlun-
gen führt. 

Die Einsätze werden nun alle 
dokumentiert und ausgewer-
tet. Ich bin der festen Überzeu-
gung, dass unsere Stellung-
nahme zur Einführung des 
DEIG in NRW zum Großteil be-
stätigt wird. Außerdem sind 
die Erfahrungen und Bewer-
tungen in Rheinland-Pfalz der-
art positiv, dass wir von einer 
Einführung in Nordrhein-West-
falen ausgehen. 

DBB NRW Magazin: Vielen 
Dank für die Beantwortung 
unserer Fragen.�

Mehr als zwei Drittel der Schüler und 
Studierenden in NRW nutzten im ersten 
Halbjahr 2020 Online-Lernmaterialien
In der ersten Jahreshälfte 2020 
nutzten in Nordrhein-Westfalen 
mehr als zwei Drittel (69,1 Pro-
zent) der Schülerinnen und Schü-
ler und Studierenden (ab zehn 
Jahren) Online-Lernmaterialen 
wie z. B. Online-Lernsoftware, 
elektronische Lehrbücher oder 
audiovisuelles Lernmaterial. 

Das teilte der Landesbetrieb 
Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen als Statisti-
sches Landesamt mit.

Rund zwei Drittel (66 Prozent) 
der Schüler und Studierenden 
kommunizierten 2020 mit 
Lehrkräften und Mitschülern 

bzw. Kommilitonen über ent-
sprechende Lernplattformen 
oder Lernportale. 

Im Jahr 2019 hatte dieser 
Anteil noch bei 28,8 Prozent 
gelegen. Die Nutzung von 
Lernplattformen zur Kommu
nikation war bei den Älteren 

stärker verbreitet als bei 
Jüngeren: 2020 tauschten  
sich 74,3 Prozent der Schüler 
und Studierenden ab 16 Jah-
ren über entsprechende Platt-
formen und Portale aus. Bei 
den 10- bis 15-Jährigen fiel 
der Anteil mit 59,9 Prozent 
niedriger aus.�

Wussten Sie schon
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Die Landesverwaltung 
Nordrhein-Westfalen  
wird weiblicher
Monitor öffentlicher Dienst 2021 des  
dbb beamtenbund und tarifunion

Der „dbb Monitor öffentlicher Dienst“ enthält 
wichtige Kennzahlen des öffentlichen Dienstes in 
Deutschland. So ist der Frauenanteil im öffentli-
chen Dienst insgesamt von 50,26 Prozent (1998) 
auf 57,28 Prozent (2019) gestiegen.

Auch in Nordrhein-Westfalen 
liegen die Frauen vorne. In 
Zahlen bedeutet das: Von  
den 985 2801 Beschäftigten 
in Nordrhein-Westfalen sind 
554 565 weiblich. Von den 
400 705 Beamten, Richtern  
und Soldaten sind 202 815 
weiblich. Und von den  

1	  Stand: 30. Juni 2019

584 575 Tarifbeschäftigten  
sind 351 750 weiblich.

Ausbildung

In der Landesverwaltung Nord-
rhein-Westfalen sind 31 485 Be-
schäftigte in der Ausbildung, 
das ist ein Anteil von 6,7 Prozent 
an der Gesamtbeschäftigungs-
zahl (Beamte 21 650, Arbeit

nehmer 9 830). 15 650 Auszu
bildende sind im kommunalen 
Bereich in Nordrhein-Westfalen 
(beide Statusgruppen) beschäf-
tigt.

Berufe-Ranking 2020

Im Berufe-Ranking ist die Be-
amtin, der Beamte um zehn 
Punkte seit 2007 aufgestiegen. 

Uneinholbarer Spitzenreiter ist 
und bleiben Feuerwehrbeamte 
vor Ärzten und dem Kranken-
pflegerberuf.

Die dbb Monitor öffentlicher 
Dienst 2021 ist eine interes
sante Studie, unbedingt lesens-
wert. Die Unterlagen sind auch 
über die Website des DBB NRW 
(Service) verfügbar.�

Personalratswahlen in Nordrhein-Westfalen 
Im März finden in fünf Ressorts der Landesverwaltung Wahlen statt.

Nachdem coronabedingt die Personalratswahlen in der Landesverwaltung im Juni letzten Jahres verschoben 
wurden, finden jetzt am 11. März 2021 Neuwahlen in fünf Ressorts statt.

Die Wahlen finden statt im Mi-
nisterium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 
(MKFFI), im Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung (MHKBG), im 
Ministerium für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- u. Verbrau-
cherschutz (MULNV), im Minis-
terium für Schule und Bildung 
(MSB) (HPR Verwaltung) und 
im Verkehrsministerium (VM).

Die Fachgewerkschaft der 
Landesbeschäftigten in Nord-
rhein-Westfalen (vdla) setzt  
auch bei dieser Personalratswahl 
auf die Regierungsbeschäftigte 
Claudia Maaßen (55) für die 
Position der Vorsitzenden des 
Hauptpersonalrates beim MKFFI. 

Gemeinsam mit den DBB 
NRW Fachgewerkschaften 
BTB und vdla stellt der Bund 
Deutscher Forstleute (BDF) 
die Kandidaten für den 
Hauptpersonalrat beim 
MULNV und für den Per

sonalrat beim Landesbetrieb 
Wald und Holz NRW. 

Forstoberinspektor Nils-Holger 
Schäfer (41) kandidiert für den 
Listenplatz 1 bei den Beamtin-
nen und Beamten für den HPR 

MULNV. Forstwirtschaftsmeis-
ter Gerhard Tenkhoff (52) kan-
didiert für den Listenplatz 1 bei 
den Tarifb eschäftigten für den 
HPR MULNV und für den Per
sonalrat beim Landesbetrieb 
Wald und Holz NRW.�
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Claudia Maaßen Nils-Holger Schäfer Gerhard Tenkhoff

Personalratswahlen
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20. Landesjugendtag 2021

Öffentlicher Dienst:  
WIR regeln das!
dbb jugend nrw Landesjugendtag als  
Online-Videokonferenz

Wir haben gute und schlechte Nachrichten für euch. 
Fangen wir mit der schlechten an: Unser diesjähriges 
Highlight – der 20. Landesjugendtag 2021 – wird nicht 
in der gewohnten Form stattfinden können. 

Eigentlich war er als Präsenz-
veranstaltung für den 23./24. 
April in Bergisch Gladbach ge-
plant. Corona 
hat dem einen 
Strich durch die 
Rechnung ge-
macht. Jetzt 
kommt die gute 
Nachricht: Wir 
werden ihn am 
23. April digital durchführen 
– und machen daraus eine in-
teraktive und innovative Veran-
staltung, bei der auch TikTok 
eine Rolle spielen wird!

Digitale Konferenzen können 
mächtig öde sein. Aber nicht 

mit uns! Denn wir sagen: 
Öffentlicher Dienst: WIR regeln 
das! Das ist auch das Motto 

des diesjähri-
gen Landes
jugendtages, 
der nun am 
23. April als 
eintägige 
Online-Video- 
konferenz 

über Zoom stattfinden wird – 
wie geplant mit Neuwahlen, 
Antragsberatung und einer 
Abendveranstaltung der  
etwas anderen Art.

Wie gewohnt gibt es auch einen 
öffentlichen Teil, in dem es un-

ter anderem eine Podiums
diskussion geben wird zum 
Thema „Öffentlicher Dienst in 
Zeiten von Corona“. Ihr könnt 
euch dabei auch von zu Hause 
aus beteiligen und live eure 
Standpunkte und Erfahrungen 
zu dem Thema einbringen. 

Zum weiteren Überblick haben 
wir für euch eine Checkliste 

erstellt: Poetry Slam? Check! 
Graphic Recording? Check! 
Streaming-Technik? Check! 
Tools zum Mitmachen? Check! 
Abendprogramm? Check!

Ihr seht: Wir machen das Beste 
aus der Situation und es wird 
garantiert gut! Die Einladun-
gen zum Landesjugendtag 
versenden wir in Kürze.� MK

Ehrenvorsitzender des  
DBB Kleve wird 85 Jahre alt
Zum 85. Geburtstag gratulierte der 
geschäftsführende Vorstand des DBB 
Kreisverbands Kleve dem Ehrenvorsit-
zenden Willy Schnackerz aus Sevelen.

Vorsitzender Willi Fischer und der 
Zweite Vorsitzende Aloys van Heuke-
lum waren vor Ort und überreichten 
ein Präsent im Namen des DBB. Willy 
Schnackerz gehört dem Vorstand seit 
dem 2. Oktober 1978 an, war bis zum 
27. Mai 2008 Vorsitzender und wurde 
dann zum Ehrenvorsitzenden ernannt. 

Die goldene Ehrennadel erhielt er für seine langjährige Vorstands-
arbeit. Auch heute nimmt Willy Schnackerz noch an den Vor-
standssitzungen teil, wo er mit seiner Erfahrung sowie mit Rat 
und Tat zur Seite steht. Die Kollegen wünschen ihm für die Zu-
kunft viel Gesundheit und alles Gute!

©
 D

BB
 K

le
ve

Jugend DBB intern

Willy Schnackerz


